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Die öſterreichiſchen Tandtage. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 


In den mannigfaltigen Verſuchen, Oeſterreichs conſtitutionelle Ge- 
ftaltung zu begründen, welche die letzten ſiebenundzwanzig Jahre geſehen, 
kehrt neben anderem die Erſcheinung einer vielgliedrigen Volksvertretung 
immer wieder. Mögen die unterſchiedlichen Verfaſſungen ihr Gel⸗ 
tungsgebiet auf die ganze Monarchie ausdehnen oder die ungariſchen 
Länder von demſelben ausſchließen, ſtets begegnen wir einem Central⸗ 
parlament zur Repräſentation des „Reichs“ im weiteren oder engeren 
Sinne und daneben einer Anzahl von Landtagen zur Vertretung der 
einzelnen in demſelben begriffenen Länder. Mit anderen Worten, überall 
wird die Löſung eines Zweifachen unternommen, die Durchführung 
der bis zum Jahre 1848 nur durch die Krone und die ſtaatliche 
Verwaltung dargeſtellten Staatseinheit in den neuen parlamentariſchen 
Formen und die Gewährleiſtung einer relativen Selbſtſtändigkeit der 
Staatstheile durch Umbildung der alten ſtändiſchen Vertretungen. 
Was aber dieſe Verſuche, einen Anknüpfungspunkt an die be⸗ 
ſtehenden Einrichtungen zu gewinnen, beſonders der Betrachtung werth 
macht, ift der Umſtand, daß faſt alle eine Theilung des Mitwirkungs⸗ 
rechts an der Geſetzgebung unter die Central⸗ und die Landesvertretung 
vornehmen, daß faſt überall die letztere nicht etwa bloß als Organ 
der Selbſtverwaltung, ſondern als Glied des geſetzgebenden Organis⸗ 
mus erſcheint. Eines der ſchwierigſten Probleme iſt damit geſchaffen, 
ein Problem, welches abgeſehen von bundesſtaatlichen Ordnungen in 
dieſer Form von keiner der modernen Verfaſſungen aufgeworfen wird; 
es wird daher wohl der Mühe werth ſein, zu unterſuchen, wie die 
Löſung desſelben im Laufe der wechſelvollen geſchichtlichen Entwicklung 
angeſtrebt worden, welche die Ergebniſſe derſelben geweſen ſind. 

Als in den Märztagen des Jahres 1848 die erſten Anläufe 
geſchahen, um zu einer conſtitutionellen Umbildung des öſterreichiſchen 
Verfaſſungsrechts zu gelangen, war die Abſicht unverkennbar, irgend» 
wie einen Anknüpfungspunkt an die beſtehenden provinzialſtändiſchen 


Inſtitutionen zu gewinnen; der Gedanke einer Vernichtung dieſer 
Einzelvertretungen der Länder iſt in keinem der officiellen Actenſtücke 
jener Zeit zu finden. Das kaiſerliche Handſchreiben vom 12. März 
verordnet die Einberufung von Abgeordneten ſaͤmmtlicher Provinzial⸗ 
ſtände nach Wien zur Muckſprache in Anſehung ihrer ſtändiſchen Ver- 
hältniſfe und zur Andeutung aller jener Maßregeln, welche die Be⸗ 
durfniſſe des Augenblicks erforderten, die Proclamation vom 14. März 
bezeichnet dieſe Ständeverſammlung überhaupt als Beirath in legis⸗ 
lativen und adminiſtrativen Fragen, das Patent vom 15. März end⸗ 
lich erklärt, daß dieſelbe mit verſtärkter Vertretung des Bürgerftandes 
und unter Berückſichtigung der beſtehenden Provinzialverfaſſungen zum 
Behufe der beſchloſſenen Conſtitution des Vaterlandes einberufen ſei. 
Waren die Provinzialſtände ſchon hiemit wenigſtens zum Ausgangs⸗ 
punkt für die Schöpfung einer Geſammtvertretung genommen, ſo er⸗ 
hellt die Abſicht das Inſtitut provinzieller Repräſentativorgane bei⸗ 
zubehalten, ganz unzweifelhaft aus dem an ſämmtliche Stände der 
deutſchen Erblande erlaſſenen Reſeripte vom 18. März, welches unter 
anderem die Erſtattung von Anträgen verlangt, in welcher Art dem 
Bürgerſtande ein ausgedehnterer Einfluß auf die ſtändiſchen Be⸗ 
rathungen einzuräumen wäre und wie die Munieipal- und Gemeinde⸗ 
einrichtungen zeitgemäß umgeſtaltet werden könnten. Daß die refor⸗ 
mirten Provinzialſtände aber nichts Geringeres ſein ſollten, als zur 
Mitwirkung an der Geſetzgebung beſtimmte Localparlamente, läßt ſich 
wenigſtens für Böhmen mit Rückſicht auf das Cabinetsſchreiben vom 
23. März und vor allem jenes vom 8. April entſchieden behaupten. 
Der Widerſprüche finden fi) zwar in jedem dieſer Handſchreiben für 
ſich ſowie unter einander genug, allein die Anerkennung einer unter 
beſchließender Mitwirkung einer Landesvertretung zu übenden particu⸗ 
lären Landesgeſetzgebung iſt wohl in beiden, unbedingt wenigſtens in 
dem zweiten enthalten. 


Abſchuittes der Verfaſſungsurkunde gehandelt, allein von einer be- 
jchließenden Mitwirkung derſelben an der Geſetzgebung kann keine 
Rede ſein, da nach § 45 alle Geſetze der Zuſtimmung beider Kammern 
des Reichstags bedürfen, ja nicht einmal eine Autonomie im engſten 
Sinne des Wortes, die Aenderung der Provinzialſtatuten, ſollte ihnen 
zuſtehen. Durch die Clauſel, die Provinzialſtände ſeien in ihrer Ein⸗ 
richtung und Wirkſamkeit nur erhalten, ſo weit die Verfaſſungsurkunde 
dieſelbe nicht ändere, die Prüfung und Würdigung ihrer Verfaſſungs⸗ 
reform gehöre vor den Reichstag, iſt juriſtiſch ihre ſelbſtſtändige 
Exiſtenz vernichtet, denn ſie ſchöpfen dann das Recht ihres Beſtandes 
nicht aus ſich ſelbſt, ſondern aus der Geſammtverfaſſung und der auf 
derſelben beruhenden Geſetzgebung. 
Die Verfaſſung vom 25. April trat nicht in's Leben, ſie war 
beſeitigt mit der Einberufung des conftituirenden Reichstags, wohl 
aber wurde ihrer Forderung theilweiſe entſprochen, daß die Provin⸗ 
zialſtände die Reform ihrer Verfaſſungen vorbereiten ſollten. In 
mehreren Ländern tagten gleichzeitig mit dem conſtituirenden Reichs⸗ 
tage proviſoriſche Landtage, welche ſich neben den verſchiedenſten ge— 
ſetzgeberiſchen Fragen auch mit der Landesverfaſſung beſchäftigten. Der 
durch das Handſchreiben vom 8. April geſchaffene Landtag Böhmens 
kam trotz des (wenigſtens kheilweiſen) Vollzugs der Wahlen in Folge 
der politiſchen Ereigniſſe nicht zu Stande, deßgleichen mißlangen die 
Verſuch ein Niederöſterreich, Krain, Galizien; Mähren hingegen, Schleſien. 
Steiermark, Kärnten, Oberöſterreich. Tirol und Vorarlberg ſahen 
Landesvertretungen zu dem bezeichneten Zwecke verſammelt, und die 
Verhandlungen ſind mehrfach bis zu dem vollſtändigen Entwurf von 
Landesverfaſſungen gedieben. Allein auch der Ausſchuß des con⸗ 
ſtituirenden Reichstags konnte die Verfaſſunggebung für das Reich 
nicht zu Stande bringen, ohne die Frage der Provinzialvertretungen 
zu berühren, vielmehr verräth der Kremſierer⸗Entwurf deutlicher als 
irgend eine andere der öſterreichiſchen Verfäffungs⸗Urkunden das Be⸗ 
ſtreben, den Widerſpruch zwiſchen der Idee der Staatseinheit und jener 
des Eigenrechts der Länder durch eine Verknüpfung der parlamen⸗ 
tariſchen Geſammt- und Sonderinſtitute und ihrer Competenzen zu 
löſen. Vierzehn Gebiete ſind als die Reichsländer aufgeführt, die zum 
Kaiſerſtaate im Verhältniſſe untrennbarer organiſcher Beſtandtheile, 
zu einander im Verhältniß der vollen Gleichberechtigung ſtehen, 
deren jedem die Autonomie innerhalb der durch die Conſtitution feft- 
geſetzten Schranken und die Integrität ſeines Gebietes geſichert bleibt; 
Tirol und Vorarlberg gelten als Einheit, ebenſo das Küſtenland, die 
übrigen Territorien ſtimmen mit dem Umfang der „Königreiche und 
Länder“ der Landesordnungen des Februar überein, nur das Inn⸗ 
viertel iſt von Oberöſterreich abgetrennt und zu Salzburg geſchlagen. 
Dieſe Länder nun ſind die Grundlagen der von der Reichsregierungs⸗ 
Gewalt verſchiedenen Landes⸗Regierungsgewalt und als die Träger 
der letzteren erſcheinen im Vereine mit dem Monarchen die Landtage 
"und in den größeren Ländern, welche in Kreiſe zerfallen ſollen, in 
gewiſſem Sinne auch noch die Kreistage. Vollſtändige Landesver⸗ 
aſſungen ſind in dem Kremſierer Entwürfe allerdings nicht enthalten, 
denn die Feſtſtellung derſelben wird zunächſt conſtituirenden Landtagen über⸗ 
laſſen. (Ueber die Provinzialſtände iſt man zur Tagesordnung über⸗ 
gegangen). Da aber biewiederum die Geſetzeskraft dieſer Landesver⸗ 
faſſungen ſowie jede Reviſion derſelben von der Beſtätigung durch 
die geſetzgebende Reichsgewalt abhängen ſoll, da der Organismus und 
vor allem die Competenz der letzteren Art und Maß der Autonomie 
der Länder bedingt und beſchränkt, ſo findet ſich eine ganze Reihe 
von Normativbeſtimmungen für die künftigen Landesverfaſſungen in 
der Conſtitutionsurkunde vor. Dreißig von den 160 Paragraphen 
derſelben (102 — 131) handeln von der Landes-Rezierungsgewalt, und 
zwar a. über die Landesvertretung, b. über die Landtage, c. über 
die Kreistage und Gemeinden, und auch ſonſt finden ſich Normen 
bezüglich der Stellung der Länder und ihrer Organe zur Genüge. 
Greifen wir aus dieſen umfangreichen Beſtimmungen das Wichtigſte 
kurz heraus, ſo ergibt ſich uns folgendes Reſultat. Aufgebaut auf denſelben 
oder ähnlichen Grundlagen, auf welchen die Volkskammer des Reichstags be⸗ 
ruht, nämlich auf der breiten Baſis der Wahl nach der Volkszahl mit Bevor⸗ 
zugung der größeren Orte und Ausſchluß der keine directe Steuer zahlenden 
Bevölkerung, ſind die Landesvertretungen Factoren der geſetzgebenden 
Gewalt, ſie concurriren in der Landesgeſetzgebung mit den Kreis⸗ 
tagen und nebmen auch an der Reichsgeſetzgebung inſoferne indirect 
Theil, als die Länderkammer des Reichstags aus Abgeordneten der 
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Land⸗ und Kreistage gebildet wird. Der Kremſierer Eutwurf iſt ſo⸗ 
mit von größter Wichtigkeit für die öſterreichiſche Verfaſſungsgeſchichte 
denn er hat in den genannten Punkten Gedanken firirt, welche 
in jeder der fpäteren Verfaſſungen in der einen oder anderen Weiſe 
Verwirklichung gefunden. Da wir hier von einer genaueren Analyſe abſehen 
laſſen wir die Widerſprüche unerörtert, in welche dieſer erſte Verſuch 
der Löſung eines der ſchwierigſten ſtaatsrechtlichen Probleme noth- 
wendig verfallen mußte, wir wollen die Schwierigkeit nicht betonen, 

das Eigenrecht der Länder auf Autonomie in conſtituirenden Land⸗ 
tagen anzuerkennen und dasſelbe der Staatseinheit zu Liebe in der reichs⸗ 

täglichen Genehmigung, den Normativbeſtimmungen zu verneinen 
u. ſ. w. Auch das Maß der Autonomie, welches den Landtagen ge⸗ 

währt wird, iſt von geringerem Intereſſe; ſo viel iſt klar, daß durch 
die Präſumtion der Competenz für die Centralgewalt, die Aufzählung 

der geſetzgeberiſchen Aufgaben der Landtage, das Schwergewicht der 
Legislative principiell vielmehr zu Gunſten der Reichsvertretung verrückt er⸗ 
ſcheint, als dies z. B. in der Decemberverfaſſung der Fall iſt, mag 

auch immer den Kremſierer Landtagen ein freierer Spielraum in 
formeller Beziehung (Verkehr mit dem Reichstage und anderen Land— 

tagen u. ſ. w.) und eine freiere Entfaltung des parlamentariſchen 

Weſens gewahrt fein. Vor allem eigenthümlich erſcheinen uns zwei 
andere Punkte. Es iſt dies erſtens die Inſtitunion der Kreistage. 
nicht etwa als der Verſuch, auch in kleineren Gebieten, als es die 

14 Reichsländer ſind, das öffentliche Leben mit parlamentariſchen 
Formen zu umgeben, ſondern als der Anlauf zur Gliederung des 

Reichs nach nationalen Gruppen. Wie die Wahlbezirke, ſind die 

Kreiſe nach Sprachgrenzen zu bilden, es waltet demnach der Gedanke 

vor, dort, wo der Landtag das Bollwerk der Nationalität nicht 

abzugeben vermag, den Kreistag als Schutzwehr gegen Reichs- und 

Landtag zu gebrauchen, indem es ihm freigeſtellt wird, die wichtigſten 

gefezgeberiſchen Aufgaben der Landesvertretung an ſich zu ziehen. 

Deutlich markirt ſich hier die doppelte Gegnerſchaft gegen eine all⸗ 

mächtige oder wenigſtens ſtarke Centralgewalt in Oeſterreich, es ſind 

das die hiſtoriſchen Individualismen, mehr oder minder verkörpert 
in den Reichsländern des Kremſierer Entwurfes, und die heterogenen 

nationalen Elememente. Das Zweite, was der Schöpfung der öſter⸗ 
reichiſchen Conſtituante eigenthümlich iſt, iſt die richtige Erkenntniß, 
daß eine von der Reichsgeſetzgebung geſonderte, von Provinzialver— 

fretungen getragene Landesgeſetzgebung nothwendig ohnmächtig iſt, 

wenn derſelben eine einheitliche, der Centralvertretung allein verant- 

wortliche Regierung gegenüberſteht. Deßwegen der Veiſuch, die dop⸗ 
pelte Verantwortlichkeit der Statthalter zu conſtruiren, der Reichs. 
regierung und den Land- und Kreistagen gegenüber, ein Verſuch, der 

zu dem wohl als Unicum daſtehenden Auskunftsmittel geführt hat, 

die Chefs der ſtaatlichen Landesverwaltung, die Statthalter, eventuell 
mit contraſignirenden, verantwortlichen Räthen zu umgeben. 

Das Schickſal des Kremſierer Entwurfes iſt bekannt, er ward, 

ehe er zum Leben erweckt war, abgelöst von der Verfaſſung vom 4. 

März 1849. Weſentlich verſchieden von dem verdrängten Vorgänger 
ihrem Urſprunge nach, ſteuert dieſe nach weſentlich verſchiedenem Ziele. 

Nicht aus den Berathungen einer conſtituirenden Verſammlung hervorge— 
gangen, ſondern geſchaffen durch die kaiſerliche Macht, will ſie den Kampf, 

welcher bisher auf den ungariſchen Schlachtfeldern beſtanden worden, 
durchführen auf dem Gebiete des Verfaſſungsrechtes und wagt ſich daher 
zuerſt an das Problem, die ungariſchen Länder, an welche die Aprilverfaffung 

und der Kremſierer Entwurf gar nicht gedacht, vollkꝛmmen einzube⸗ 
ziehen in das öſterreichiſche Verfaſſungsleben. Dieſer Umſtand ſonach 

macht es erklärlich, daß die octroyirte Verfaſſung, welche in ihrem 

centraliſtiſchen Drange und in der Vorausſetzung unbeſchränkter monar⸗ 
chiſcher Gewalt zur Verfaſſunggebung unbedenklich über hiſtoriſche 

Formen binwegſchritt, die Inſtitution der Landtage als Repräſenta⸗ 

tivvertretungen zur Theilnahme an der Geſetzgebung beibehielt. War 
es nämlich nicht möglich, die ungariſche Selbſtſtändigkeit von Grund 

aus zu vernichten, mußte Ungarn einen Landtag erhalten, ſo entſprach 

es nur dem Gedanken ſtaatlicher Gleichförmigkeit, auch die nichtunga⸗ 
riſchen Länder gleich den ungariſchen mit Landtagen zu bedenken und 

auf dieſe Weiſe den ſtaatlichen Dualismus durch den Pluralismus zu 
verdrängen. Die Erlaſſung neuer Landesverfaſſungen wurde daher 
noch für das Jahr 1849 in Ausſicht geſtellt und bezüglich des In— 

haltes derſelben enthielt ſchon die Reichsverfaſſung eine Reihe aus- 

ſchlaggebender Normativbeſtimmungen. Nach dieſen gilt als Landes⸗ 


angelegenheit eine jede, welche durch die Reichsverfaſſung oder durch 
Reichsgeſetze ausdrücklich als ſolche erklärt iſt. Die Organe zur Theil» 
nahme an der Geſetzgebung in Landesangelegenheiten ſind die Land⸗ 
tage und die von denſelben gewählten Landes⸗Ausſchüſſe, der Wirkungs⸗ 
kreis der Landesvertretung iſt bis auf Weniges in wörtlich über⸗ 
einſtimmender Weiſe mit den Landesordnungen von 1861 feſtgeſtellt. 
Nur indirect wird die Macht der Landtage eine ſchwächere, als die 
in den Februarſtatuten gewährte, weil fie mit einer zum Theil aus“ 
unmittelbarer Volkswahl hervorgehenden Reichsvertretung coneurriren. 
Die Mitwirkung der Landtage an der Reichsgeſetzgebung, ihre Ver⸗ 
knüpfung mit dem Reichstage iſt zwar vorhanden, indem das Ober. 
haus des letzteren aus Landtagswahlen entſteht, das Unterhaus hin⸗ 
gegen baut ſich aus directen Wahlen auf und damit iſt ein von den 
Landtagen unabhängiger gewählter Factor der Geſetzgebung geſchaffen, 
wie ihn die Februarverfaſſung nicht kennt. Mit Reichstag und Land⸗ 
tag find nach der Märzverfaſſung die an der Geſetzgebung mitwirken ⸗ 
den Vertretungskörper erſchöpft, die Kreistage des Kremſierer Ent⸗ 
wurfes ſind verſchwunden, denn die jetzt verheißenen Kreisgemeinden 
ſind offenbar nur Verwaltungsorgane. Die in Ausſicht geſtellten 
Landesverfaſſungen ſind bis auf jene Dalmatiens mit Schluß des 
Jahres 1849 und im Laufe von 1850 auch wirklich erſchienen, 
nur find fie, bis auf das Trieſter Statut, niemals in Wirkſam⸗ 
keit getreten. Mit dem Patente vom 31. December 1851 wurde 
der Märzverfaſſung ein Ende gemacht und die gleichzeitig aus⸗ 
geſprochenen Grundfätze für die organiſche Einrichtung des Reiches 
geben für Landtage als beſchließende Organe der Geſetzgebung keinen Raum. 
Wir können ſomit eine weitläufigere Erörterung unterlaſſen und uns jener 
Zeit zuwenden, von welcher an eine continuirliche Entwicklung des 
Landtagsweſens datirt, dem Jahre 1860. 


Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob es angehe, in einem politiſchen Wohlv erhaltens⸗ 

Jeugniſſe von der Erwähnung einer geſcheh enen ſtrafgerichtlichen 

Verurtheilung rückſichtlich welcher Straffolgen nicht beſtehen, 
Umgang zu nehmen. 


Der Friſeur in P. Rudolf Sch. hat bei dem dortigen Magi— 
ſtrate um ein Wohlverhaltenszeugniß gebeten, welches er zu ſeinem 
Einſchreiten um den Hoftitel benöthige. Der Magiſtrat ſtellte dem- 
ſelben das Zeugniß aus, daß gegen ihn außer dem Umſtande, daß 
er mit Urtheil des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes in P. vom 25. 
Juli 1865 wegen der Uebertretung des $ 421 St. G. gegen die 
körperliche Sicherheit zu einer Geldſtrafe von 5 fl., eventuell zum 
Arreſte in der Dauer von 24 Stunden verurtheilt worden iſt, welches 
Erkenntniß vom Oberlandesgerichte mit Decret vom 28. Auguſt 1865 
vollinhaltlich beſtätigt wurde, ſonſt nichts Nachtheiliges vorgekommen iſt. 

In einem Einſchreiten an die Statthalterei führte Rudolf Sch. 
an, daß er zu ſeinem Geſuche an das Oberſthofmeiſteramt um Er— 
langung des Titels eines Hoffriſeurs ein makelloſes Wohlverhaltens⸗ 
zeugniß benötbige, als welches das ihm vom Magiſtrate in P. aus⸗ 
geſtellte Zeugniß wohl nicht angeſehen werden könne. Nach Ausweis 
des Amtszeugniſſes des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes in Ueber⸗ 
ſtretungen für P. vom 13. Mai 1874 ſeien die nachtheiligen Folgen 
einer wegen Uebertretung des § 421 St. G. erfolgten Verurtheilung 
im Grunde des Geſetzes vom 15. November 1867, Nr. 131 R. G. Bl. 
erloſchen. Er müſſe daher bitten, die Folgen der Aburtheilung wegen 
jener Uebertretung auch im politiſchen Wege nachzuſehen und anzu⸗ 
ordnen, daß ihm das Wohlverhaltenszeugniß mit gänzlicher Ueber⸗ 
gehung dieſer Beſtrafung ſeitens des P. . er Magiſtrates er⸗ 
theilt werde. Zur Unterſtützung feines Anſuchens führte Sch. 
au, daß er ſeit dem Jahre 1857 ſelbſtſtändig das Friſeurge⸗ 
werbe in P. betreibe und bis auf jene geringfügige Ueber⸗ 
tretung wohlverhalten ſei, ferner daß auch ſein verſtorbener Vater 
dasſelbe Gewerbe in P. ſeit 1833 betrieben habe, ſomit die Firma 
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Sch. ſeit mehr als 41 Jahren in P. beſtehe, in ſeinem Geſchäfte 
mehrfache Anerkennung ſich erworben habe und in P. noch Niemand 
den Titel eines Hoffriſeurs beſitze. Die Urſache ſeiner Abſtrafung ſei 
geweſen, daß er den Lehrling Sp. wegen Nichterfüllung ſeiner Ver⸗ 
pflichtungen und wegen groben Betragens in der erſten Aufwallung 
und Gemüthsaufregung geſchlagen habe, ohne ihm jedoch einen Schaden 
zugefügt zu haben. Er ſei damals erſt 30 Jahre alt geweſen und 
ſeit jener Zeit ſei ſein Lebenswandel in jeder Hinſicht makellos. 

Die böhmiſche Statthalterei hat dem Anſuchen des Rudolf Sch. 
nicht willfahrt, da mit ſeiner Aburtheilung einerſeits keine nach⸗ 
theiligen Folgen verbunden ſind, anderſeits jedoch es dem Ermeſſen des 
Oberſthofmeiſteramtes überlaſſen werden muß, in eigene Erwägung 
zu ziehen, ob dieſer Umſtand keinen Hinderungsgrund zur Erlangung 
des angeſtrebten Hoftitels bildet. 

Im Miniſterialrecurſe wiederholte Rudolf Sch. ſeine Bitte, ihm 
im Wege der Gnade die Folgen ſeiner Verurtheilung auch in poli— 
tiſcher Beziehung nachzuſehen, die Löſchung dieſer Folgen in den dies. 
fälligen Regiſtern verfügen zu laffen und zu verordnen, es ſei ihm 
das Wohlverhaltens⸗Zeugniß ohne Anführung feiner erfolgten Ab⸗ 
urtheilung und Abſtrafung zu ertheilen. 

Das Miniſterium des Innern hat dem Recurſe des genannten 
Friſeurs unterm 6. Februar 1875, 3. 19.544 — 1874 unter Auf⸗ 
rechthaltung der Statthalterei-Entſcheidung keine Folge gegeben, „weil 
das Geſetz vom 15. November 1867, Nr. 131 R. G. B. lediglich 
die im § 6 dieſes Geſetzes bezeichneten nachtheiligen Folgen einer 
Verurtheilung im Auge hat und die Auslaſſung jener Verurtheilung 
des Sch. in dem Sittenzeugniſſe eine Unwahrheit in ſich ſchließen 
würde, durch welche eine Irreführung des k. k. Oberſthofmeiſteramtes 
veranlaßt werden könnte“. F. 


Ausſtellung des Vorganges der Fällung eines politiſchen Straf⸗ 
erkenntniſſes ohne Anrufung eines Geſetzes im Erkenntniſſe. 


Die Bezirkshauptmannſchaft in R. verurtheilte die Brüder 
Johann und Joſef H. wegen groben Raufexceſſes als Urheber zu je 
6tägigem mit einmaligem Faſten verſchärften Arreſte. 

Die Landesregierung hat über Recurs der beiden Brüder das 
bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß bezüglich derſelben mit dem 
Motive beſtätigt, weil aus dem Verhandlungsacte des Bezirksgerichtes 
R., welcher zur Amtshandlung der Bezirkshauptmannſchaft abgetreten 
wurde, den Verurtheilten ein polizeiwidriges Verhalten im Wirths⸗ 
hauſe, ſtrafbar nach § 11 der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96 erwieſen vorliegt und die Genannten auch 
die Urheber des Exceſſes waren. 

Ueber das von den Brüdern Johann und Joſef H. dagegen 
eingebrachte Strafnachſichts reſpective Milderungsgeſuch fand das Mi— 
niſterium des Innern unterm 13. Februar 1875, 3. 1674, die mit 
den gleichlautenden Entſcheidungen der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
und der k. k. Landesregierung zuerkannte 6tägige mit einmaligem 
Faſten verſchärfte Arreſtſtrafe auf je drei Tage einfachen Arreſtes her- 
abzuſetzen, „weil nach dem letzten Abſatze des § 11 der kaiſerlichen 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, welcher in 
der Entſcheidung der k. k. Landesregierung zu Grunde gelegt wurde, 
in Hinſicht der zu verhängenden Strafen von dem Grundſatze auszu⸗ 
gehen tft, daß die Strafe nie höher als der kleinſte Grad jener 
Strafe zu bemeſſen iſt, welche nach dem allgemeinen Strafgeſetze 
hätte verhängt werden müſſen, wenn die in Frage ſtehende Handlung 
die Eigenſchaft eines Vergehens oder einer Uebertretung im Sinne 
des St. G. B. gehabt hätte, nach § 412 St. G. B. aber das ge⸗ 
ringſte Ausmaß der Strafe, welches für die in Rede ſtehende ſtrafbare 
Handlung, falls dieſelbe als Uebertretung des Strafgeſetzes erkannt 
worden, zu verhängen geweſen wäre, nur drei Tage Arreſt beträgt.“ 

Zugleich wurde die Landesregierung aufgefordert, „der Bezirks— 
hauptmannſchaft die geeignete Ausſtellung zu machen, daß ſie ihr 
Straferkenntniß ohne Anrufung eines Geſetzes gefällt hat.“ 


Notiz. 


(Qualificationstabellen.) Ueber dieſe Angelegenheit bringt die 
„Preſſe“ vom 9. d. Mts. nachſtehende, in vielen Punkten beachtenswerthe Zu⸗ 
ſchrift: 

„Von allen Denen, welche ihr Verdict über die „geheimen Qualifications⸗ 
Tabellen der Beamten“ ſprachen, beſchäftigten ſich wohl Wenige mit der Frage, 
was an deren Stelle geſetzt werden ſoll. „Nun ja, eine Qualifications. Tabelle, 
die Derjenige, dem ſie gilt, auch ſelber leſen darf“, lautet vielleicht die Antwort. 
Würde damit die Sache beſſer? Wir glauben nicht. Nicht plumpe Lügen ſind 
es, welche zu befürchten ſind, ſondern feine Entſtellungen der Wahrheit, gegen die 
ſich der Betroffene auch dann nicht ſchützen könnte, wenn er feine Qualifications⸗ 
Tabelle Buchſtabe für Buchſtabe geleſen. „Er thut ſeine Schuldigkeit“, ſagt ein 
übelwollender Chef von ſeinem in jeder Hinſicht ausgezeichneten Unterbeamten. 
Wer kann da den Mann Lügen ſtrafen? Hat ja doch nach ſtrengſter Auffaſſung 
ein Staatsdiener eben nur feine Schuldigkeit gethan, wenn er mit dem Aufge⸗ 
bote aller feiner geiftigen und phyſiſchen Kraft das möglichſt Erreichbare leiſtet. 
Und doch iſt der Mann, der nur „ſeine Schuldigkeit thut“, ein gerichteter Mann. 
Denn in allen Bureaux, wo man feine Qualifications⸗Tabelle liest, wird man 
darüber einig ſein, daß der Amtschef mit dieſen wenigen trockenen Worten einen 
minder guten Beamten nicht loben aber auch nicht zu Schaden bringen wollte. 
Welche Rolle ſpielt bei Qualificationen der Siyl der Oberbeamten! Der eine iſt 
trocken, mit jedem Worte geizend, der andere ſchwunghaft, zur Ueberſchwänglich⸗ 
keit geneigt. Wie verſchieden ſehen die Qualificationen verſchiedener Chefs über 
einen und denſelben Beamten häufig aus, ohne deßhalb handgreifliche Lügen zu 
enthalten. Endlich wird die Qualifications⸗Tabelle eines Beamten in den Momen⸗ 
ten, in welchen ſie ihre Wirkung auf ſein Schickſal üben ſoll, gewöhnlich nicht 
allein geleſen, ſondern mit den Qualiftcations⸗Tabellen anderer Leute verglichen. 
Nun beanſpruchen aber die Gegner der geheimen Qualifications-Tabellen ſelber 
nicht, daß dem Beamten die Einſicht in die Tabellen ſeiner Collegen offenſtehen 
ſolle. Und ſelbſt wenn dies der Fall wäre, ſo würde die Einſicht in fremde Ta⸗ 
bellen noch viel weniger frommen, als die Einſicht in die eigene Tabelle. Was 
nützt einem Bewerber um eine Stelle eine „gute“ Qualifications⸗Tabelle, wenn 
der Mitbewerber, der vielleicht weniger Verdie ſte, aber deſto mehr Protection für 
ſich hat, über den grünen Klee gelobt wird? Wird über die Klage des Erſteren 
vielleicht eine Disciplinar-Commiſſion zuſammentreten und in langer Unterſuchung 
den Werth der beiden Bewerber auf die Goldwaage legen? Bewiß nicht. 

Wenn nun die Einſicht in die Qualifications⸗Tabellen nicht den Erfolg 
haben kann, den man davon erwartet, ſo wäre ſie in vielen Fällen, namentlich 
beim Conceptsdienſte, von ſehr üblen Folgen begleitet. Erfährt beiſpielsweiſe ein 
Richter aus der Qualifications⸗Tabelle, daß er geiſtig nicht hervorragend ſei, fo 
wird ſelbſt bei ſonftiger Tüchtigkeit fein Selbſtvertrauen und damit feine Leiſtungs⸗ 
fähigkeit noch tiefer herabgedrückt. Lieſt ein Verwaltungsbeamter in feiner Quali⸗ 
ficationd-Tabelle, daß er nicht genügſam Energie beſitze, fo wird er entweder den 
Muth ganz verlieren oder er wird ſich wider feine Natur zu überſtürzten Hand⸗ 
lungen aufraffen. Manchen Mängeln kann eben der Amtschef durch geeignete per⸗ 
ſönliche Einwirkung abhelfen; aber nimmermehr wird Gutes daraus entſtehen, 
wenn der Beamte ſelber in einer Tabelle, die für ſein Schickſal entſcheidend iſt, 
ſich bis in die kleinſten Züge conterfeit ſieht. Eine andere üble Folge wäre das 
Einreißen einer Schönfärberei, um ſich bei ſeinen Untergebenen durch eitle Lob⸗ 
preiſungen beliebt zu machen, und einer gewiſſen Zurückhaltung, um nicht durch 
eine wahre, aber ſcharf zeichnende Charakteriſtik in Disharmonie mit den Unterbe⸗ 
amten, auf deren Mitwirkung man doch angewieſen iſt, zu gerathen. Die Mehr⸗ 
heit würde in keinem Falle gewinnen. Nicht in den „geheimen“ Qualifications⸗ 
Tabellen, ſondern in anderen Dingen liegt die Gefahr für das Recht des einzelnen 
Beamten. Der Schreiber dieſer Zeilen, welcher um ſo unbefangener ſprechen kann, 
weil er mit feiner Beamten ⸗Carrière abgeſchloſſen, hatte immer brillante Qualifi- 
cations⸗Tabellen. Daß er trotz des „Geheimniſſes“ feine Qualifications⸗Tabellen 
kannte, kam daher, daß einzelne Amtscheſs ihn die Tabellen ſelber leſen ließen, 
eine Offenherzigkeit, die fie vermuthlich jenen Beamten gegenüber, über welche fie 
nicht das Beſte zu ſagen wußten, kaum beobachtet haben dürften. Der Inhalt 
der Tabellen anderer Chefs wurde ihm durch kleine Indiscretionen verrathen; von jenen 
Amtechef3 aber, deren Qualification ihm Geheimniß blieb, hatte er glänzende 
Enthebungsdererete und Belobungen in Händen, welche bei verſchiedenen An⸗ 
läſſen den Oberbehörden vorgelegt wurden und welche die Amtschefs arg compro- 
mittirt hätten, wenn die geheimen Qualifications⸗Tabellen mit Belobungsdecreten 
im Widerſpruche geſtanden wären. Troß aller prächtigen Qualificationen wurde 
der Schreiber dieſer Zeilen durch eine lange Reihe von Jahren auf das Schlimmſte 
behandelt, durch wiederholte Präterirungen in ſeinem Rechte auf Beförderung 
auf das Schamloſeſte gekränkt. Hatte ſeine Zurückſetzung in den erſten Jahren 
keinen andern Zweck, als Protectionskindern den Weg frei zu machen, ſo geſellte 
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ſich ſpäter die Abſicht dazu, den Präterirten auch dafür zu ſtrafen, weil er es wagte, 
den Gekränkten zu ſpielen. Was halfen dem Schreiber dieſer Zeilen alle ſeine 
Qualificationen? Die Hauptgewähr für das gute Recht der Einzelnen bleibt 
immer die Ehrenhaftigkeit und Gewiſſenhaftigkeit des Beamten— 
ſtandes, die zu hegen und zu pflegen Aufgabe jeder Regierung ſein 
fol l. Soll die geheime Qualificationstabelle der Beamten ohne alle Controle bleiben? 
Gewiß nicht. Es iſt zwar nicht fo leicht, hier Abhilfe zu treffen wie bei den Condniteli⸗ 
ſten bei Militärs. In dem taktiſchen Körper des Heeres ſtehen die Einzelnen aller 
Grade in viel engerem Verkehr, kennen ſich gegenſeitig viel beſſer und es iſt viel eichter, 
die Qualifications⸗Tabelle eines Truppencommandanten über einen Offlcier durch 
unbefangene höhere Dfficiere controliren zu laſſen. Was wiſſen aber z. B. außer 
dem vorgeſetzten Bezirksrichter die übrigen Bezirksrichter eines Kronlandes von 
den Leiſtungen eines Gerichts-Adjuncten? und von allen Bezirkshauptmännern 
iſt nur Einer in der Lage die Amtsthätigkeit eines Commiſſärs beurtheilen zu konnen, 
nämlich derjenige unter welchem der Bezirkscommiſſär dient. Außerdem bietet die Con⸗ 
duiteliſte in jenen, das iſt in den meiſten Sphären des Militärdienſtes, wo das Drillen 
die Hauptſache iſt, nicht jene außerordentliche Fülle feiner Unterſchiede zwiſchen Gut 
und Schlecht wie die Qualifications-Tabelle des Civil-Conceptsdienſtes. Indeß, 
einige Controle ift auch im Givildienfte ausführbar, nur läßt ſich keine allgemeine 
Norm aufſtellen, ſondern die Controle richtet ſich nach der Organiſation der ver— 
ſchiedenen Staatsdienſtzweige. So würde beiſp'elsweiſe die Qualtficatione⸗Tabelle 
eines Bezirksrichters über ſeinen Adjuncten durch die Räthe des Gerichtshofes und 
die Tabelle eines Bezirkshauptmannes über ſeinen Commiſſär durch die Räthe der 
Statthalterei zu prüfen und mitzufertigen ſein, da die Räthe der Gremien 
aus den einlangenden Verhandlungen die Leiſtungen der qualificirten Beamten 
kennen zu lernen Gelegenheit haben. Allerdings iſt die Controle bei anderen, 
beſonders höheren Graden weit ſchwieriger, aber das Mögliche ſoll überall ein⸗ 
geführt werden. Ja, noch einen Schritt weiter. Enthält die Qualfications⸗Tabelle 
ehrenrührige Dinge, ſchwere moraliſche Gebrechen, zum Beiſpiel Hang zur Trun- 
kenheit — dann ſoll die Diseiplinar⸗Unterſuchung den Beamten über das in 
Kenntniß ſetzen, was gegen ihn vorliegt. In allem Uebrigen ſoll dem Beamten 
die Qualifications⸗Tabelle — Geheimniß bleiben.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſ. Finanzrathe der Finanzdirection in Laibach 
Karl Khern tarfrei den Titel eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Gtatthaltereiräthe Dr. Michael Gotter und Karl 
Heiß zu Referenten für die Schulangelegenheiten, Erſtern für Voralberg, Letztern für 
Oberöſterreich ernannt. 

Seine Majeſtät haben den bei der Staatsſchulden⸗Control⸗Commiſſion ver⸗ 
wendeten Rechnungsrath Guſtav Kugler zum Hoffecretär beim oberſten Rechnungs⸗ 
hofe und den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Hofſecretär 
Franz Langhammer zum wirklichen Sectionsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe im Miniſterium des Innern Joſeph 
Pallhon bei deſſen Penſionirung das Riterkrenz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Johann Bittner den Titel und 
Charakter eines Baurathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Proßnitz Johann Zajisek das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfi zanzrathe der Lemberger Finanzprocuratur 
Dr. Stanislaus Szlachtows ki tarfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
verliehen. 

i Der Ackerbauminiſter hat in Vertretung des Handelsminiſters dem mit Titel 
und Charakter eines Rechnungsrathes bekleideten Rechnungsrevidenten Eduard Schnö⸗ 
cker, dann den Rechnungsrevidenten Jakob Bamboſchek, Wilhem Fürſt, Anton 
Stuchlik, Ferdinand Apfel, und Emanuel Fritſch igftemifirte Rechnungsraths⸗ 
ſtellen im Handelsminiſterium verliehen. 4 x 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Alois Hlozek zum Steuer-Ober- 
inſpector für den Bereich der böhm. Finanz⸗Landes⸗Direction ernannt 

Der Handelsminiſter hat die bei der Telegraphenhauptcaſſe in Wien erledigte 
Zahlmeiſterſtelle dem Revidenten im Telegraphenrechnungs departement des Handels- 
miniſteriums Guſtav Höger verliehen. = 1 ’ 

Der Handelominiſter hat den Haupteaſſe⸗Controlor der Poſtdirectionscaſſe 
in Wien Ludwig Paweſch zum Hauptcaffier dafelbft ernannt. 

Das Präſidium des oberſten Rechnungshofes hat eine daſelbſt erledigte 
Rechnungsratheſtelle dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium Karl Kro mar 


verliehen. 


hinein ⁵— . . 
Erledigungen. 


Bezirksarztesſtelle mit dem Amtſitze in Wiener Neuſtadt in der neunten Rangs⸗ 
claſſe bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten eventuell in der zehnten und Rech⸗ 
nungsaſſiſtentenſtelle in der elften Rangsclaſſe beim Rechnungsdepartement der nie⸗ 
der-oͤfterreichiſchen Finanz-Landes Direction bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Bezirkshauptmannsſtelle im deutſchen Antheile von Tirol mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 79.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


